
formation ist, sowie in der Forderung, alle seine Ele­
mente systemadäquat herauszubilden.

Sozialistisches Recht — geschichtsbewußte 
Gestaltung der eigenen Verhältnisse
Das sozialistische Recht ist ebenso wie der soziali­
stische Staat Ausdruck, Instrument und Bedingung 
des Wirkens des sozialistischen gesellschaftlichen 
Systems. Es ist Erkenntnis der objektiv begründeten 
Interessen der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten, 
Festlegung des entsprechenden Willens als notwen­
diges, gestattetes, gebotenes oder empfohlenes Sollen 
und demgemäß bewertetes und geleitetes Handeln und 
Verhalten der Menschen, das auf die gesellschaftlichen 
Ziele gerichtet ist. Darin kommt zugleich zum Aus­
druck, daß es die hauptsächlichste Funktion des sozia­
listischen Rechts ist, die Menschen zur bewußten 
Gestaltung ihrer eigenen Lebensverhältnisse zu befä­
higen, also das zu vollziehen, was L e n i n  unter dem 
„Hineintragen“ sozialistischer Bewußtheit verstand-9. 
Deshalb ist nachdrücklich daran festzuhalten, daß die 
Volksmassen auch mit Hilfe des Rechts ihr politisches 
Bewußtsein entwickeln, auf die Höhe der geschichts­
bewußten Gestaltung der Tätigkeit gehoben werden'*. 
Die Entwicklung des gesellschaftlichen Systems des 
Sozialismus macht auf neue Weise deutlich, daß der 
sozialistische Staat und sein Recht nur von der Grund­
lage der notwendigen Weiterentwicklung der Gesell­
schaft, ihrer Existenzformen, her begriffen werden 
können. Dieses schöpferische Vorgehen, diese Neues 
hervorbringende Funktion war und ist stets Grund­
zug des sozialistischen Staates und seines Rechts. Beide

2S* vgl. Lenin, Was tun?, in: Werke, Bd. 5, Berlin 1955, S. 357 ff. 
3« Vgl. W. Ulbricht, Die Rolle des sozialistischen Staates .. .* 
a. a. O., S. 648.

können nur weiterhin erfolgreich gestaltet werden, 
wenn sie von den Zielsetzungen des sozialistischen 
Gesellschaftssystems begriffen und geformt, nicht aber 
von vorsozialistischen Schemata und Mustern abge­
leitet werden. „Die Gestalt des gesellschaftlichen 
Lebensprozesses ... streift nur ihren mystischen Nebel­
schleier ab, sobald sie als Produkt frei vergesellschaf­
teter Menschen unter deren bewußter planmäßiger 
Kontrolle steht“, sagt Mar x“l und bestimmt deshalb 
die neue Gesellschaft als „Verein freier Menschen ..., 
die mit gemeinschaftlichen Produktionsmitteln arbeiten 
und ihre vielen individuellen Arbeitskräfte selbst­
bewußt als eine gesellschaftliche Arbeitskraft veraus­
gaben“^.
Das Marx'sche proletarische Staats- und Rechtsdenken, 
mit dem die Stufe exakter Wissenschaft erreicht 
wurde, ist in einer mehr als 50jährigen Geschichte des 
proletarischen Staates mehr als einmal verifiziert 
worden. Waren alle vorsozialistischen Staaten ledig­
lich Surrogate menschlichen Zusammenlebens, so sind 
der sozialistische Staat und sein Recht Ausdruck der. 
gesellschaftlichen Bewegung selbst. Der sozialistische 
Staat ist, wie Marx fordert, eine Einrichtung, in der 
der einzelne seine eigenen Kräfte als gesellschaftliche 
Kräfte erkennt und organisiert „und daher die gesell­
schaftliche Kraft nicht mehr in der Gestalt der poli­
tischen Kraft von sich trennt“31, er ist „die mensch­
liche Gesellschaft oder die vergesellschaftete Mensch­
heit“3'*.

•'ii Marx, Das Kapital, Bd. I, in: Marx / Engels, Werke, Bd. 23, 
Berlin 1962, S. 94.
32 Ebenda, S. 92.
33 Marx, Zur Judentrage, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 1, Ber­
lin 1956, S. 370.
34 Marx. Thesen über Feuerbach, in: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 3, Berlin 1958, S. 535.

Materialien der 22. Plenartagung des Obersten Gerichts

Probleme der Strafzumessung
Der nachstehende Beitrag ist ein Auszug, aus dem Be­
richt, den das Präsidium des Obersten Gerichts dem 
Plenum in seiner 22. Tagung am 19. März 1969 vorge­
legt hat. D. Red.
1. Das sozialistische Strafrecht geht davon aus, daß die 
sozialistische Gesellschaft für jeden Bürger ein Leben 
in voller Wahrung seiner Würde, seiner Freiheit und 
seiner Menschenrechte in Übereinstimmung mit 
den Rechten und Interessen der sozialistischen Gesell­
schaft gewährleistet. Wer trotz dieser ihm gebotenen 
gesellschaftlichen Möglichkeiten eine Straftat begeht, 
hat dafür einzustehen (Art. 2 StGB).
Die Strafe ist eine Maßnahme der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit, deren Zweck darin besteht, die sozia­
listische Staats- und Gesellschaftsordnung, die Bürger 
und ihre Rechte vor kriminellen Handlungen zu schüt­
zen, Straftaten vorzubeugen und den Täter zu sozia­
listischer Staatsdisziplin und zu verantwortungsbe­
wußtem Verhalten zu erziehen.
Durch die Strafzumessung verwirklicht das Gericht die 
Grundsätze der sozialistischen Gerechtigkeit als ein 
Prinzip der sozialistischen Verfassung der DDR. Die 
sozialistische Gerechtigkeit ist klassenmäßig bestimmt 
und gewährleistet die Gleichheit aller Bürger vor dem 
Gesetz als auch ihrer Grundprinzipien (Art. 5 StGB).
Es gibt keine ahistorische, klassenneutrale, unpolitische 
Gerechtigkeit. Die sozialistische Gerechtigkeit ent-
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spricht den Grundinteressen aller Bürger der DDR. Sie 
ist Grundlage und Ziel des sozialistischen Rechts und 
bestimmt seine parteiliche und daher wissenschaftliche 
Anwendung. Die Gerechtigkeit der Strafzumessung 
bedeutet klassenmäßige Bewertung der Straftat. Die 
sozialistische Gerechtigkeit durchdringt alle Bereiche 
des sozialistischen Lebens. Sie beruht auf der politi­
schen Macht des werktätigen Volkes und seiner ver­
fassungsmäßigen Staats- und Rechtsordnung.
In ihrem Mittelpunkt stehen der Mensch und sein Han­
deln in der sozialistischen Menschengemeinschaft — ein 
Handeln, das wesentlich mit Hilfe des sozialistischen 
Rechts und der sozialistischen Gerechtigkeit als Ein­
heit mobilisiert, organisiert und geleitet werden muß.
Für die Strafzumessung ist der Grundsatz der sozia­
listischen Gerechtigkeit von besonderer Bedeutung, daß 
wir solche Menschen geduldig überzeugen und erzie­
hen, die noch nicht im vollen Umfang ihre Verantwor­
tung gegenüber der Gesellschaft erkannt haben, daß 
aber jene hart bestraft werden, die die Grundlagen 
unserer sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord­
nung, den Frieden und das Leben unserer Bürger, be­
sonders in Anbetracht der Gefährlichkeit des westdeut­
schen Imperialismus, bedrohen.
Diese Grundlagen und das Ziel der Strafzumessung 
machen deutlich, daß es sich hierbei nicht nur um hohe 
juristische Anforderungen handelt, sondern vor allem


